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    Was bringt die Zukunft
für den ländlichen Raum?

Einwohnerzahlen sinken, Alters- und So-
zialstrukturen verändern sich, die Bevöl-
kerung zieht in die Ballungsräume: Viele 
ländliche Regionen in Deutschland werden 
mit großen Herausforderungen konfron-
tiert. Was tun?

Die NH ProjektStadt griff dieses vielschich-
tige Themenfeld auf und initiierte in Koope-
ration mit der Hessischen/Niedersächsischen 
Allgemeinen Zeitung (HNA) den Kongress 
„Strategien und Projekte für den ländlichen 
Raum – den demographischen Wandel er-
folgreich gestalten“. Zahlreiche Teilnehmer 
informierten sich am 24. Mai in Kassel über 
die Bedeutung der strukturellen Veränderun-
gen und denkbare Lösungsansätze.

Zum Auftakt befasste sich Prof. Jürgen 
Aring, Universität Kassel, mit dem Thema 
„Brauchen wir neue Leitbilder für den 
ländlichen Raum?“ In seinem Impulsreferat 
untersuchte er, inwieweit neue Gestaltungs-
spielräume auf örtlicher Ebene erforderlich 
sind, um die Herausforderungen von dün-
ner Besiedlung und Bevölkerungsrückgang 
zu bewältigen. Für ihn ist denkbar, dass 
kleine Orte fernab von Zentren als „Selbst-
verantwortungszonen“ eigenverantwortlich 
Lösungen suchen. Professor Thomas Dilger, 
Geschäftsführer der Unternehmensgruppe 

Ein Kongress in Kassel zeigte Wege aus der Krise: 

Wie Kommunen dem demographischen Wandel, 

der Abwanderung und resultierenden Infrastruktur- 

und Budget-Problemen begegnen können.

Nassauische Heimstätte/Wohnstadt stellte 
aktuelle Entwicklungsansätze für Städte und 
Gemeinden vor und ging dabei insbesondere 
auf interkommunale Kooperationen ein. 
Knut John, Vertriebsleiter tegut… Gutberlet 
Stiftung & Co., stellte „Das tegut-Lädchen 
für alles“ vor: Er analysierte die Nahver-
sorgung in kleineren Ortsteilen und in 
Stadtquartieren. Mit der bereits in einigen 
ländlichen Gebieten gefährdeten medizini-
schen Versorgung befasste sich Norbert Mai, 
Bürgermeister der Gemeinde Angelburg. 
Clemens Exner, Stadtplaner der NH Pro-

jektStadt, stellte verschiedene Beispiele mit 
Gestaltungsoptionen bei Immobilienleer-
ständen vor. Abschließend erläuterte Mi-
nisterialdirigent Werner Müller, Hessisches 
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und 
Landesentwicklung, die Strategien und Ini-
tiativen des Bundeslandes für ihre ländlichen 
Bezirke. Moderiert wurde die Veranstaltung 
von Ingo Happel-Emrich, Ressortleiter 
Waldeck-Frankenberg der Hessischen/ 
Niedersächsischen Allgemeinen Zeitung.
Informationen zum Kongress befinden 
sich auf www.nh-projektstadt.de.

C  Fragen und Diskussionsbeiträge bereicherten 
das Kongress-Programm

C  Referenten und Moderator (v. l.n. r.): Mai, Müller, Aring, 
Happel-Emrich, Dilger, Exner 
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PV: Welche wesentlichen Entwicklungen zeichnen sich nach neueren 
Erkenntnissen im Norden Hessens ab?
Dilger: Nach Zahlen des hessischen Wirtschaftsministeriums wird die 
Einwohnerzahl Hessens von derzeit knapp 6,06 Millionen auf 5,91 Mil-
lionen im Jahr 2030 (minus 2,5 Prozent), bis 2050 sogar um 8,7 Prozent 
auf 5,53 Millionen sinken. Die Auswertung von Daten aus 2000 bis 2009 
zeigt, dass die Wanderungsbewegungen schneller verlaufen als bislang 
angenommen. Bis 2030 erwartet Nordhessen einen Bevölkerungsrück-
gang von fast elf Prozent, bis 2050 sogar von fast 24 Prozent. Dabei 
haben es die Kommunen nicht nur mit einer schrumpfenden, sondern 
auch älter werdenden Bevölkerung zu tun: Das Durchschnittsalter wird 
2025 bei 50 und mehr Jahren liegen!

PV: Welche Folgen hat dies für die betroffenen Kommunen?
Schreier: All das hat Auswirkungen auf die öffentliche Infrastruktur, 
erzeugt beispielsweise nicht mehr ausgelastete Entsorgungssysteme, 
Schulen, Kindergärten, Bürgerhäuser, bedingt ferner die Schließung 

und Abwanderung von Einzelhandel und 
Handwerk. Der zunehmende Immobilien-
Leerstand nimmt auch negativen Einfluss 
auf das städtebauliche Bild und senkt so-
mit die Attraktivität.

PV: Mit welchen Szenarien und Methoden
ist dieser Problemstellung entgegenzutre-
ten?
Dilger: Neben städtebaulichen Maßnah-
men aus den klassischen und neueren 
Förderprogrammen (Sanierungs- und Ent-

wicklungsmaßnahmen, Dorferneuerung, 
Soziale Stadt, Aktive Kernbereiche, Stadt-
umbau) treten neue Ansätze. Die NH Pro-
jektStadt hat früh damit begonnen, neue 
Lösungen für kommunale Aufgaben zu 
entwickeln. So agiert das „Kompetenz-
zentrum Bürgerhäuser“ interdisziplinär 
und dient als Pilotprojekt für andere 
Einrichtungen wie Kindergärten, Schu-
len, Schwimmbäder, etc.. Ebenso dazu-
zurechnen sind Handlungskonzepte auf 
der Basis einer detaillierten Ist-Analyse. 
Diese können auf eine Kommune fokus-
siert sein – aber auch interkommunal auf eine ganze Region bezogen.

PV: Könnten Sie konkrete, bereits angelaufende Maßnahmen benennen?
Schreier: Jüngste Beispiele sind u. a. Bad Hersfeld, wo mit Unterstüt-
zung der NH ProjektStadt auf einem ehemaligen Industriegelände 
eine Erlebnis- und Wissenswelt zum Thema Sprache entstehen. Ziel: 
Stärkung des Kongressgeschäfts und des Tagestourismus. Neu ist auch 
das Vergabeverfahren „Wettbewerblicher Dialog“ – das schrittweise 
Erarbeiten von städteplanerischen Lösungen, die zwischen der aus-
schreibenden Kommune und verschiedenen Investoren gemeinsam 
entwickelt werden. Sie münden in einen städtebaulichen Vertrag mit 
fester Bauverpflichtung für einen der Bieter. Die NH ProjektStadt be-
gleitet die beiden in Deutschland bisher einzigen Verfahren in Hanau 
und Nidderau in ihrem neuen „Kompetenzzentrum Wettbewerblicher 
Dialog“. 

Im Vorfeld zum Kongress in Kassel sprach die 

 Redaktion der PolisVision mit Prof. Thomas Dilger, 

Geschäftsführer der Unternehmensgruppe 

 Nassauische Heimstätte/ Wohnstadt, und 

 Michael Schreier, Unternehmensbereichsleiter 

 Stadtentwicklung der NH ProjektStadt.

C

Prof. Thomas Dilger

C

Michael Schreier
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 Stadtplanung  
     mit den Bürgern – 
 statt über sie hinweg

Aktive Öffentlichkeitsarbeit ist Teil der vor-
geschriebenen Pflichten bei den Förderpro-
grammen. Städten und Gemeinden ist daher 
sehr daran gelegen, viele Bürger frühzeitig in 
städtebauliche Planungen mit einzubeziehen. 
Für Dieter Posch, Hessischer Minister für 
Wirtschaft, Verkehr und Landes-
entwicklung, ist eine frühzeitige 
Bürgerbeteiligung unverzichtbar: 
„Das Engagement von Bürge-
rinnen und Bürgern ist zentraler 
Bestandteil der hessischen Stadt-
entwicklungspolitik. Die Einrich-
tung von Arbeitsgruppen vor Ort 
– von sogenannten „Lokalen Part-
nerschaften“ – ist Voraussetzung 
für den Einsatz von Mitteln der 
Städtebauförderung. Bürgerbetei-
ligung aktiviert kreatives Potenzial 
und stärkt zudem das Wir-Gefühl 
der Bewohner.“

Das Reißbrett hat ausgedient
Stadtplanung muss mit der Zeit 
gehen: Was vor vierzig – und 
auch vor zehn Jahren – in den 
Büros von Kommunen, Pla-
nern und Architekten hinter 
verschlossenen Türen geschah, 
bedarf heute schon früh der demokratischen 
Mitsprache. So sahen Großprojekte wie die 
Osttangente im Darmstadt-Martinsviertel 

Vor vier Jahrzehnten startete die deutsche Städtebau-Förderung: Sie umfasst 

Programme wie den Stadtumbau Ost/West und hat sich primär die Stärkung 

von Ortskernen, historischen Ensembles und kleinen Orten in dünn besiedel-

ten ländlichen Gegenden zum Ziel gesetzt. Seit 1971 hat der Bund hierzu 

insgesamt rund 13,5 Milliarden Euro investiert. Im vergangenen Jahr wurden 

rund 2.100 städtebauliche Maßnahmen in über 1.800 Kommunen gefördert.

in den sechziger und siebziger Jahren eine 
regelrechte „Überplanung“ entsprechender 
Viertel vor – inklusive Aufkauf und Abriss 
ganzer Straßenzüge mit alter klassischer 
Wohnbebauung, neue Straßen und Bauten. 
Die kommunalen Entscheider handelten 

als vom Bürger gewählte Vertreter seinerzeit 
weitgehend autark. Eine Auseinanderset-
zung mit den Bedenken und Wünschen der 

Betroffenen fand im Vorfeld so gut wie gar 
nicht statt. Das hat sich geändert.

Vom Aschenputtel zur Königsdisziplin
Aktuelle Großprojekte wie Stuttgart 21 
zeigen jedoch: Mittlerweile reichen auch die 

im Baurecht vorgesehenen For-
men der Bürgerbeteiligung nicht 
mehr aus, um die gut informierte 
Bevölkerung zufrieden zu stellen. 
Dies betrifft speziell langfristige 
Verfahren, die eine ganze Gene-
ration beschäftigen können. „Aus 
diesem veränderten Szenario erge-
ben sich zwei wesentliche Forde-
rungen: Zum einen ist es sinnvoll, 
Verfahrenszeiten zu verkürzen. 
Zum anderen sollten Kommunen 
mit aktiveren und mündigeren 
Bürgern umgehen lernen. Sie 
müssen verstärkt plebiszitäre An-
sätze nutzen und eigeninitiativ auf 
die Betroffenen zugehen, damit 
diese die Tragweite der jeweiligen 
städtebaulichen Vorhaben erken-
nen und im Endeffekt für sich 
akzeptieren“, erläutert Professor 
Thomas Dilger, Geschäftsführer 
Unternehmensgruppe Nassau-

ische Heimstätte / Wohnstadt. Für ihn ist 
Fakt: „Wer in der Bürgeransprache erfolg-
reich sein will, muss den stark veränderten 
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Seh- und Kommunikationsgewohnheiten 
Rechnung tragen.“

Wer selbst aktiv mitarbeitet, identifiziert sich 
stärker. Online-Medien kommen daher im-
mer häufiger zum Einsatz. Eine Variante sind 
Projektvorstellungen im Internet via Konfi-
gurator, besonders geeignet für den öffentli-
chen Raum – wie Parks oder Spielplätze. Er 
dürfte auch Menschen ansprechen, die sich 
normalerweise eher nicht in Planungsprozes-
se einbringen. Dieses Ziel verfolgt das inno-
vative Programm V. I.C. I. der NH Projekt-
Stadt: Auf einem virtuellen Rundgang durch 
ein dreidimensionales Viertel lassen sich am 
PC Bäume oder Stadtmöbel an den bevor-
zugten Standorten platzieren. Die Ergebnisse 
werden ausgewertet und den Stadtplanern 
zur Verfügung gestellt.

Transparenz ist Trumpf
Städtebauliche Verfahren müssen verän-
derter gesellschaftlicher Kommunikation 
Rechnung tragen, verschiedene Lösungen 
und Darstellungen ermöglichen – wie etwa 
der Wettbewerbliche Dialog: In drei Stu-
fen werden zuerst Unternehmen öffentlich 
aufgefordert, Teilnahme-Anträge zu stellen. 
Nach der Auswahl geeigneter Bewerber wer-
den deren Vorschläge öffentlich besprochen 
und Lösungen erarbeitet. Während dieses 
offenen Dialogs können die Bürger ihre An-
sichten zu den einzelnen Konzepten mittei-
len. Erst dann erfolgt die Angebotsabgabe. 
Als bundesweit erste Kommune nutzte das 
hessische Hanau die Methode bei der Neu-
planung seiner Innenstadt. Aktuell gestaltet 
auch Nidderau mit seiner Hilfe die Stadt-
mitte neu. Bei diesen bisher bundesweit 
einzigen beiden Wettbewerblichen Dialogen 
ist die NH ProjektStadt als Dienstleister 
aktiv beteiligt.

 Bürger können auf vielseitige Weise an Stadtplanungen 
beteiligt werden:
Oben: Mittels eines virtuellen Stadtplanungsprogrammes

Mitte: Mittels eines Bürger-Workshops mit Ideensammlung …

Unten: … die oftmals viel Kreativität zutage bringen. 

D
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Hessen hat sich zum Ziel gesetzt, bis zum 
Jahr 2030 klimaneutral zu werden. Zu diesem
Zweck hat die hessische Landesregierung 
eine Nachhaltigkeitsstrategie entwickelt. 
Ein Baustein dieser Strategie ist ein Lern-
netzwerk aus namhaften hessischen und 
überregionalenUnternehmen und Institu-
tionen. Als Mitglied des Lernnetzwerkes 
unterstützt die Unternehmensgruppe die 

beteiligten Liegenschaften des Landes durch beteiligten Liegenschaften des Landes durch 
fachliche Informationen und einen regel-
mäßigen Wissensaustausch bei Maßnahmen mäßigen Wissensaustausch bei Maßnahmen 
zur Steigerung der Energieeffizienz.

Die Unternehmensgruppe Nassauische Heim-Die Unternehmensgruppe Nassauische Heim-
stätte/Wohnstadt als größtes Immobilienun-stätte/Wohnstadt als größtes Immobilienun-
ternehmen Hessens engagiert sich bereits aktiv ternehmen Hessens engagiert sich bereits aktiv 
für den Klimaschutz: So investiert die Unter-für den Klimaschutz: So investiert die Unter-

nehmensgruppe jährlich circa 80 Millionen 
Euro in Modernisierung und Instandsetzung. 
Durch diverse bauliche und technische Maß-
nahmen reduziert sie allein in diesem Jahr die 
CO

2
-Emmissionen um rund 1.700 Tonnen! 

Dirk Schumacher konstatiert folgerichtig: 
„In diesem Kompetenznetzwerk sind wir 
der richtige Partner und können von dem 
Erfahrungsaustausch auch selbst profitieren.“

Am 7. April 2011 unterzeichnete Dirk Schumacher, Geschäftsführer
der Unternehmensgruppe Nassauische Heimstätte/Wohnstadt, 
im Finanzministerium die sogenannte Netzwerkcharta im 
Rahmen des Landesprojekts „CO2-neutrale Landesverwaltung“. 

Lernnetzwerk für den Klimaschutz

Dirk Schumacher erhält die Netzwerkcharta-Urkunde aus den Händen des hessischen Finanz-
ministers Dr. Thomas Schäfer.

A

Sparsamere Heizanlagen, wärmegedämmte Fassaden und Dächer 
sowie neue Fenster sollen künftig den Heizbedarf – und somit die 
Heizkosten – für die Mieter der Nassauischen Heimstätte und der 
Wohnstadt erheblich verringern. Mit diesem Ziel wird die Unter-
nehmensgruppe in diesem Jahr über 27 Millionen Euro in die ener-
getische Sanierung von rund 800 Wohnungen investieren. Dabei 
stehen alleine in Frankfurt, Kassel und Wiesbaden 466 Wohnungen 
auf der Agenda. Auch im Main-Taunus-Kreis, Darmstadt, Fulda 

und Marburg wird die Wohnungsgesellschaft modernisieren. 
„Die Investition lohnt sich nicht nur für die Umwelt, sondern auch 
und vor allem für unsere Mieter“, betont Geschäftsführer Dirk 
Schumacher. „Die Wohnqualität steigt, während die Heizkosten als 
bedeutendste Nebenkostenposition deutlich sinken werden.“ 
Darüber hinaus wird die Unternehmensgruppe weitere 53 Millio-
nen Euro für die Instandhaltung ihres Gebäudebestandes einsetzen.

Modernisierung – zum Wohl 

  für Mieter und Umwelt

C  Modernisierung in Frankfurt Sachsenhausen, Fritz-Kissel-
Siedlung: Vorne das Gebäude Aussiger Straße 14, dessen 
Außenfassade in diesem Jahr ein Wärmedämmverbundsys-
tem erhält. Im Hintergrund das Wohnhaus Aussiger Straße 
12, das bereits im letzten Jahr wärmegedämmt wurde.

C  Neue Lebensqualität in Frankfurt-Unterliederbach, Rugier-
straße: Die sanierten und zum Teil neuen Vorstellbalkone im 
Vordergrund bieten den Mietern jetzt viel mehr Raum zur 
Entfaltung. Die im Vergleich dazu „kleinen“ Balkone des 
noch zur Modernisierung anstehenden Gebäudes dahinter 
werden ebenso ausgetauscht.

C  Wo möglich, werden sanierte Dächer mit Solaranlagen 
nachgerüstet – wie hier in der Frankfurter Rugierstraße 
10 bis 16. Auch diese baulichen Veränderungen tragen 
zur Energieeffizienz des Gebäudes und damit zum Klima-
schutz bei.
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immobilienmanager.AWARD 2011: 
NH ProjektStadt nominiert

Die Auswahl der Preisträger oblag einer 
hochkarätigen Jury aus Experten der Immo-
bilienbranche. Unter den Top Drei der Kate-
gorie „Stadtentwicklungskonzepte“: Die NH 
ProjektStadt! Sie wurde für Ihren Beitrag 
„Wettbewerblicher Dialog Nidderau/Neue 
Mitte und Wettbewerblicher Dialog Hanau“ 
ausgewählt. „Die Nominierung würdigt den 
Mut von beiden Kommunen, Investoren 
und allen weiteren Beteiligten, sich auf solch 
einen neuen Prozess einzulassen, der dann 
auch zu Recht mit dem entsprechenden 

Erfolg belohnt worden ist. Sie ist sowohl 
für uns als Unternehmen als auch unseren 
Partner, der profilierten Anwaltskanzlei 
Gleiss Lutz, ein wichtiges Indiz, dass wir mit 
der Produktentwicklung unseres ‚Kompe-
tenzzentrums Wettbewerblicher Dialog‘ als 

Aus der Praxis für die Praxis: 
Kongress Wettbewerblicher Dialog in Hanau

Das neue Vergabeverfahren eignet sich für große, komplizierte städ-
tebauliche Vorhaben und wurde in der hessischen Stadt erfolgreich 
abgeschlossen. Aufgrund zahlreicher Anfragen lud die Kommune 
zum Kongress mit Praxisberichten der Beteiligten ein. Zum Auftakt 
resümierte Hanaus Oberbürgermeister Claus Kaminsky: „Wenn 
einer fragt, ob wir den wettbewerblichen Dialog als Vergabever-
fahren noch einmal wählen würden, dann sage ich: Ja.“ Der Leiter 
des Projektteams Martin Bieberle, Stadt Hanau, erläuterte Vorteile 
und Unterschiede zu konventionellen Wettbewerbs- und Ausschrei-
bungsverfahren. Dr. Olaf Otting, Kanzlei Gleiss Lutz, beleuchtete 
juristische Gestaltungsspielräume, während Steffen Ball, BALL:COM 
Communications Company, Bürgerbeteiligung und Kommunikation 
des Verfahrens vorstellte. Prof. Thomas Dilger, Unternehmensgruppe 
Nassauische Heimstätte/Wohnstadt, veranschaulichte die politisch-
strategischen Aspekte des Wettbewerblichen Dialogs und anderer 
städtebaulicher Wettbewerbsverfahren. Wie arbeitsaufwändig, aber 
auch lohnend, es für Investoren ist, vermittelte Harald Ortner, HBB 
Hanseatische Betreuungs- und Beteiligungsgesellschaft mbH. Sein 
Unternehmen hatte den Wettbewerb für sich entschieden.

Vorhang auf für erfolgreiche „Leuchtturm“-Projekte mit hoher Signalwirkung: 
Am 17. Februar 2011 verlieh der Immobilien Manager Verlag in Köln im Rahmen 
einer Gala den immobilienmanager.AWARD 2011. 

Zufriedene Gesichter im Congress Park Hanau: 
Rund 100 Teilnehmer informierten sich am 9. Februar 2010 
über den bundesweit ersten Wettbewerblichen Dialog.

C  Angeregte Gesprächsrunde (v. l.n. r.): Steffen Ball (BALL:COM Communications Company), 
Hanaus Oberbürgermeister Claus Kaminsky und Dr. Olaf Otting (Kanzlei Gleiss Lutz).

Verfahren für komplexe städtebauliche Auf-
gaben auf dem richtigen Weg sind“ konsta-
tiert Marion Schmitz-Stadtfeld, Leiterin des 
Kompetenzzentrums und des Fachbereichs 
Integrierte Stadt- und Gewerbeflächenent-
wicklung.

Zu Gast beim Immobilien 
Manager (v. l.n. r.): Dr. Olaf 
Otting (Kanzlei Gleiss 
Lutz), Professor Thomas 
Dilger und Michael Schreier 
 (beide: Unternehmens-
gruppe Nassauische Heim-
stätte/Wohnstadt).

A



 Architektursommer
 Rhein-Main 2011:
 Vier Städte laden ein
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2011 laden nacheinander Frankfurt, Darmstadt, Offenbach und 

Wiesbaden zum städteübergreifenden „Architektursommer 

Rhein-Main“ ein. Dabei können Bürger und Gäste mehr als 200 

Veranstaltungen zum Leitthema „Wohnraum Stadt“ besuchen.

„Zeitenwende(n) + Potenziale“ entdecken
In Wiesbaden lockt ein abwechslungsreiches 
Programm mit dem Motto „Zeitenwende(n) 
+ Potenziale“: Ausstellungen, nächtliche In-
stallationen, Führungen und Vorträge regen 
dazu an, sich intensiver mit der Baukultur 
der hessischen Landeshauptstadt zu beschäf-
tigen. So initiiert etwa das WAZ Wiesbade-
ner Architekturzentrum drei Doppelvorträge 
zum Thema „Zeitenwende“. Darin werden 
lokalen Bauten aus drei Jahrhunderten 
moderne Visionen gegenübergestellt. Am 
17. August 2011 werden daher ab 19 Uhr 
Dr. Christoph Mohr, bis 2010 Leiter der 
Abteilung Bau- und Kunstdenkmalpflege 
am Landesamt für Denkmalpflege Hessen, 
und Prof. Thomas Dilger, Geschäftsführer
der Unternehmensgruppe Nassauische 
Heimstätte/Wohnstadt, Einblicke in 
Wiesbadens Aufbruch in die Neuzeit geben. 
Dabei beleuchten sie aus unterschiedlichen 
Blickwinkeln die Pläne des Architekten 
Ernst May, der 1961 in die Stadt kam, um 
dort neue Impulse zu setzen.

Künstlerviertel: Events für Groß und Klein
Auch im Wiesbadener Künstlerviertel gibt 
es viel zu entdecken: Die NH ProjektStadt 
lädt zu zwei Veranstaltungen in ihr Quartier 
arte ein. Dort entsteht ein neues city-nahes 
und grünes Viertel mit einem gelungenen 
Mix aus unterschiedlichen Wohnformen und 
Haustypen, das während des Architektur-
sommers täglich besichtigt werden kann. Am 
Nachmittag des 27. August 2011 können 

sich Kinder kreativ austoben. Außerdem 
stellt Julia Bornefeld am 3. September ab 
17 Uhr in einem Vortrag zum Thema Kunst 
– Architektur – Mensch sowie einem 
Rundgang im Quartier und einer Präsenta-
tion ihre neuen Werke vor. Die Künstlerin 
hatte einen eigens von der Unternehmens-
gruppe initiierten Wettbewerb gewonnen. 
Die von ihr entworfenen und angefertigten 
Kunstinstallationen „Ein Teil fürs Ganze“ 
sind nun Teil des Quartiers „arte“.

Ernst May: Ausstellung zum 125. Geburtstag
Ebenfalls im Rahmen des Architektursommers
ehrt das Deutsche Architekturmuseum 
in Frankfurt den Städtebauer Ernst May 
(1886 – 1970) mit einer Ausstellung zum 
125. Geburtstag. Der in Frankfurt geborene 
Stadtplaner prägte die Architekturgeschichte 
des 20. Jahrhunderts als Vorreiter eines 
sozialen Wohnungs- und Städtebaus. Die 
Ausstellung gibt erstmals einen Überblick 
über dessen Gesamtwerk und ist vom 27. Juli 
bis 30. Oktober 2011 geöffnet.
Nähere Informationen zu allen 
Veranstaltungen: www.asrm2011.de

C  Kreatives Gestalten mit Künstlerin Kirsten Herold (links) 
 während einer Veranstaltung im Künsterviertel im Juni 2008.

C  Moderne Architektur entdecken – wie etwa das Haus-
Modell „Atelier“ im Wiesbadener Künstlerviertel.

B  Schon der „Tag der Architektur“ 2009 begeisterte zahl-
reiche Bewohner und Gäste für die Wohnbebauung im 
Künstlerviertel.
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    Leselust in Lich:
Stadtbibliothek mit Bürgerbüro eröffnet

Spatenstich für das „Apfel-Carré“

Den schwungvollen ersten Spatenstich über-
nahmen am 31. März 2011 der Frankfurter 
Stadtplanungsdezernent Edwin Schwarz 
und die Geschäftsführer der Unterneh-
mensgruppe Nassauische Heimstätte/
Wohnstadt Professor Thomas Dilger 
und Dirk Schumacher.

Standort für die künftige Wohnan-
lage „Apfel-Carré“ ist ein quadrati-
sches, rund 5.200 Qua dratmeter 
großes Erbbau-Grundstück. In 
der Planung: eine Blockrand-

Bebauung mit vier Vollgeschossen und 
einem Staffelgeschoss. Sie zieht sich ent-
lang der öffentlichen Straßen, die alle mit 
Apfelnamen bedacht wurden. Für die 
Landschaftsplanung des so entstandenen 
Innenhofs wurde eigens ein Wettbewerb 
initiiert: Gewonnen hat Dipl.-Ing. Katja 
König, Landschaftsarchitektin, mit ihrem 
Entwurf eines durch und durch begrünten 
und abwechslungsreich gestalteten Platzes, 
Ruhe- und Spielzonen inbegriffen. Im ers-
ten Quartal 2013 sollen die ersten Mieter 
einziehen können.

Neuzugang am Frankfurter Wohnungsmarkt: Am Gravensteiner Platz entstehen 101 

geförderte Wohnungen, drei Gewerbeeinheiten und eine Tiefgarage mit 114 Stellplätzen. 

C  Architekt Berchtold Büxel (links) überreicht Lichs Bürger-  Architekt Berchtold Büxel (links) überreicht Lichs Bürger-
meister Bernd Klein den Schlüssel für die neue Einrichtung.

Die Bibliothek ist barrierefrei zugänglich 
und beherbergt auf 400 Quadratmetern 
rund 14.000 literarische Werke für Groß 
und Klein. Als Bauherr und Treuhänder der 
Stadt agierte die Nassauische Heimstätte. 
Möglich wurde das Projekt nicht zuletzt 
durch den Förderverein Bibliothek Lich e. V. 
und großes Engagement aus den Reihen der 
Bevölkerung. 

Betreut wird die Institution interkommunal 
durch eine Mitarbeiterin des Kulturzentrumsdurch eine Mitarbeiterin des Kulturzentrums
Hungen. Bibliothek und Bürgerbüro wurden –

Großer Andrang im Bürgerbüro 

in Lich: Zahlreiche Einwohner 

besuchten am 13. März 2011 die 

musikalisch untermalte Eröffnung 

der Stadtbibliothek. Eines der Ein-

weihungsgeschenke: ein Scheck 

der Nassauischen Heimstätte über 

500 Euro.

in Zusammenarbeit mit dem Denkmalschutz 
– für gut eine Million Euro in nur einem Jahr 
errichtet. Sie bilden zusammen mit der Tou-
risteninformation das Bibliotheks- und Me-
dienzentrum am zentral gelegenen Kirchen-
platz. Bürgermeister Bernd Klein bezeichnete 
das Gebäude-Trio in seiner Eröffnungsan-
sprache als „Meilenstein in der Entwicklung 
des Stadtmarketings.“ Die neue Einrichtung 
begeistert nicht nur die Licher Bürger son-
dern auch die Architekten- und Stadtplaner-
kammer Hessen: Diese wählte das Projekt für kammer Hessen: Diese wählte das Projekt für 
den „Tag der Architektur 2011“ aus.
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Bereits 450 Anfragen
Konzept „Sie bleiben – wir helfen“ bei älteren Mietern gefragt

Polnische Delegation
                   besucht Rhein-Main-Gebiet

Besuch aus Polen im Rhein-Main-Gebiet: Eine Delegation aus 

der Stadt Poznan informierte sich über die vielseitigen Aspekte 

der Revitalisierung von Industriebrachen. 

Vor vier Jahren startete die Nassauische 
Heimstätte ihr Programm „Sie bleiben – 
wir helfen“. Damit unterstützt sie insbeson-
dere ältere Mieter, damit diese so lange wie 
möglich in ihrer Wohnung bleiben können. 
Das Konzept umfasst die Vermittlung von 
haushaltsnahen Diensten, aber auch bauliche haushaltsnahen Diensten, aber auch bauliche 
Veränderungen in den Räumen selbst. 

Denn: Nicht jede Wohnung wird den 
Anforderungen im Alter gerecht. Dabei zeigt 
sich, dass oft schon kleine Maßnahmen 
große Hilfe bietet. Über 450 Anfragen 
erreichten die Unternehmensgruppe, seit 
es diese Initiative gibt. Und: Den meisten

Mietern konnte tatsächlich geholfen werden. Mietern konnte tatsächlich geholfen werden. 
„Nicht immer ist der gewünschte Umbau 
möglich, aber wir bieten stets eine möglich, aber wir bieten stets eine 
Alter native an. Über Umfang und Kosten Alter native an. Über Umfang und Kosten 
der baulichen Veränderung sowie eventuelle der baulichen Veränderung sowie eventuelle 
Mietanpassungen informieren wir immer Mietanpassungen informieren wir immer 
schon im Beratungsgespräch“, so Carmen 
Neumann-Hofmann vom Sozialmanagement 
der Nassauischen Heimstätte. Oft genügen 
schon technische Hilfsmittel – wie das 
Anbringen zusätzlicher Haltegriffe und der 
Einsatz von verschreibungsfähigen 
Badewannensitzen oder mobilen Rampen.

Die anfragenden Mieter, durchschnittlich 
zwischen 70 und 85 Jahre alt, sind dankbar 
für die Unterstützung. Denn gerade bei 
der Finanzierung und der Beantragung 
von Zuschüssen können sich ältere Allein-
stehende schnell überfordert fühlen. Viele 
scheuen zudem die Umstände, die eine scheuen zudem die Umstände, die eine 
Baustelle in der Wohnung mit sich bringt.Baustelle in der Wohnung mit sich bringt.

Zur Gruppe gehörten Mitglieder des Stadtparlaments sowie der Geschäftsführer und 
Mitglieder der Geschäftsführung der kommunalen Wohnungsverwaltung der Stadt. Die 
„Alte Scheune“ in Wiesbaden diente dabei als gelungenes Beispiel: Bernhard Bruchhäuser 
(4. v.l.) erläuterte den interessierten Gästen, wie sich diese von einem Industriegebäude 
des frühen 20. Jahrhunderts, in dem einst Metall zur weiteren Bearbeitung verhüttet 
wurde, in eine vielfältig nutzbare Veranstaltungshalle mit besonderem Flair verwandelte. 
Die Leitung dieser Informationsveranstaltung lag in den Händen von Hans Fürst, 
Leiter Consulting, internationale Projekte und Forschung der NH ProjektStadt (2. v.l.). 
Ebenso dabei: Arkadiusz Paszek, Mitarbeiter des NH ProjektStadt-Büros in Poznan (1. v.l.).
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Sauberes Trinkwasser
für indische Schüler
Auszubildende engagieren sich für

Taschengeld für ein 
sauberes Wohnumfeld

Jugendprojekt in Blumenrod seit fünf Jahren erfolgreich

Zweimal in der Woche durchstreifen vier 
Jugendliche den Limburger Stadtteil 
Blumen rod. Mit geübtem Blick sehen sie 
alles, was auf dem Boden liegt und dort nicht 
hingehört. Mit Zange und Eimer ausgerüstet, 
beseitigen sie achtlos weggeworfenen Müll 
auf Grünflächen, Wegen, Spielflächen und 
Mülltonnenplätzen. Seit nunmehr fünf Jahren 
sorgen sie für ein sauberes und gepflegtes 
Viertel. Von Anfang an mit dabei: Teamleite-
rin Sabine Gros, die ebenfalls aus Blumenrod 
stammt und Mieterin der Nassauischen 
Heimstätte ist, sowie ihre Tochter Sabrina. 
Kooperationspartner ist der Nachbarschafts-
treff Blumenrod, der gemein sam von Caritas 
sowie Stadt und Kreis Limburg getragen 
wird. Finanziert wird das Projekt von der 
Nassauischen Heimstätte. Alle Beteiligten 
profitieren: Die jugendlichen Helfer können 
sich mit fünf Euro pro Stunde ihr Taschen-
geld aufstocken, während die Anwohner 

sich über mehr Sauberkeit freuen. Sehr 
erfolgreich läuft das Taschengeldprojekt auch 
seit zwei Jahren in Langen. Kooperations-
partner ist hier die Aktionsgemeinschaft 

bewegungsorientierte Sozialarbeit (AGBS 
e. V.). Ein weiteres Projekt in Wiesbaden-
Klarenthal mit dem Volksbildungswerk ist 
in Vorbereitung.

C  Seit fünf Jahren läuft das Taschengeldprojekt sehr erfolgreich in Blumenrod. Seit der 1. Stunde dabei: 
Sabine Gros (links) und Tochter Sabrina (Mitte), die dafür im März 2011 von der Nassauischen Heimstätte geehrt wurden.

Bereits seit vielen Jahren unterstützt die Nassauische Heimstätte die so-
zialen Aktivitäten einer Entwicklungshilfe-Organisation der Wohnungs-
wirtschaft: der 1969 gegründeten DESWOS Deutsche Entwicklungshilfe 
für soziales Wohnungs- und Siedlungswesen e. V., Köln. Die transparent 
arbeitende und DZI-geprüfte Organisation setzt sich für den Kampf 
gegen Wohnungsnot und Armut in Ländern der Dritten Welt ein. Ein 
Vortrag über die Projekte der DESWOS hatte die Auszubildenden der 
Unternehmensgruppe motiviert, selbst zu spenden. Zusätzlich organisier-
ten sie eine unternehmensweite Sammelaktion, an der sich alle Mitarbei-
ter und Besucher der Geschäftsstellen beteiligen konnten. Die Unterneh-
mensgruppe verzichtete auf Weihnachtsgeschenke an Geschäftspartner 
und legte noch einen hohen Betrag drauf. Insgesamt 3.500 Euro sind so 
zusammen gekommen. Das Geld wird für eine Anlage zur Trinkwasser-
aufbereitung in einer Schule im indischen Dorf Ponnimandurai verwen-
det. Für die Wartung der Anlage werden die Lehrer speziell ausgebildet. 
Zugang zum sauberen Trinkwasser erhält – neben den Schülern – auch 
die Dorfbevölkerung. Dreiviertel der Bewohner sind krank, weil umlie-
gende Gerbereien das Grundwasser verseuchen. Besonders die Kinder 
leiden stark an Darm- und Hautkrankheiten.


